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Bonn, den 26. Mai 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Übergangsgesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Errichtung der Bank 
deutscher Länder 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
:ages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 56. Sitzung am 11. Mai 1951 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Ich bciiierke, daß die Alliierte Hohe Kommission gemäß Absatz 7 b 
des revidierten Besatzungsstatuts in Verbindung mit der Direktive 
Nr. 5 Absatz 1 vom 6. März 1951 um Ermächtigung zur Änderung 
hzw. Aufhebung der in § 1 des Gesetzentwurfs genannten Bestim- 
mungen ersucht worden ist. 

Die Stellungnahme der Alliierten Hohen Kommission, die zur Zeit 
noch nicht vorliegt, werde ich Ihnen erforderlichenfalls im Anschluß 
an diese Vorlage mitteilen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 
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Entwurf 

eines Übergangsgesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die 
Errichtung der Bank deutscher Länder 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Das Gesetz Nr. 60 der amerikanischen 
Militärregierung (Amtsblatt der’ Militär- 
regierung amerikanisches Kontrollgebiet 
Ausgäbe L Seite 6), 

die Verordnung Nr. 129 der britischen 
Militärregierung (Amtsblatt der Militär- 
regierung britisches Kontrollgebiet Nr. 27 
Seite 991), 

die Verordnung Nr. 203 des franzö- 
sischen Oberkommandos (Amtsblatt 
des französischen Oberkommandos in 
Deutschland Nr. 250/256 Seite 1912) 

werden wie folgt geändert: 

1. Artikel II erhält folgende Fassung: 

„Verhältnis zur Bundesregierung 

6) Die Bank deutscher Länder ist ver- 
pflichtet, die allgemeine Wirtschafts- 
politik der Bundesregierung zu beachten 
und im Rahmen ihrer Aufgaben zu un- 
terstützen. 

7) Die Bank deutscher Länder hat der 
Bundesregierung die von dieser ver- 
langten Berichte und Auskünfte zu ge- 
ben.“ 

2. Artikel V Ziffer 28 b Satz 2 wird auf- 
gehoben. 

3. Artikel VI Ziffer 34 a Satz 2 erhält fol- 
gende Fassung; 

„Die Satzung darf nur mit Zustimmung 
der Bundesregierung geändert werden.“ 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


2 



Begründung 


Nach Erlaß des revidierten Besatzungssta- 
tuts vom 6. März 1951 hat sich die Alliierte 
Hohe Kommission bereit erklärt, die Zustän- 
digkeit, die ihr auf Grund von Rechtsvor- 
sdiriften der Militärregierung auf dem Gebiet 
der Banken- und Währungspolitik übertragen 
worden ist, unter der Voraussetzung aufzu- 
geben, daß Rechtsvorschriften über die Aus- 
übung der bisherigen Befugnisse der Be- 
satzungsmächte durch deutsdie Stellen erlas- 
sen werden. Soweit es sich bei dieser Zustän- 
digkeit um die Befugnisse der Alliierten Bank- 
kommission gegenüber der Bank deutscher 
Länder handelt, ist in einem der Bundesregie- 
rung vorgelegten Gesetzentwurf über die 
Währungs- und Notenbank des Bundes eine 
gesetzliche Regelung bereits vorgesehen. V'e- 
gen der Bedeutung des Bundesbankgesetzes 
kann jedoch mit seiner Verabschiedung durd\ 
die gesetzgebenden Körperschaften in nächster 
Zeit noch nicht gerechnet werden. Es bedarf 
deshalb bis zum Inkrafttreten des Bundes- 
bankgesetzes einer vorläufigen Regelung, die 
durch das vorliegende Übergangsgesetz getrot- 
fen wird. Da der Aufbau der Währungs- und 
Notenbank des Bundes dem künftigen Bun- 
desbankgesetz Vorbehalten bleiben muß, be- 
schränkt sich das Übergangsgesetz auf eine 
Änderung derjenigen Bestimmungen des BdL- 
Gesetzes, in denen der Allierten Bankkommis- 
sion Befugnisse eingeräumt sind. Diese Ände- 
rungen betreffen die Ziffern 6, 7, 28 b Satz 2 
und 34 a Satz 2 sowie die Überschrift des Ar- 
tikels II des BdL-Gesetzes. 

Durch die im Gesetz vorgesehene Änderung 
der Ziffer 6 des BdL-Gesetzes wird die bis- 
herige Befugnis der Alliierten Bankkommis- 
sion, der Bank deutscher Länder Weisungen zu 
erteilen, nicht auf eine deutsche Stelle über- 
tragen, sondern die Bank deutscher Länder 
lediglich verpflichtet, die allgemeine Wirt- 
schaftspolitik der Bundesregierung zu beach- 
ten und im Rahmen ihrer Aufgaben zu unter- 
stützen. Dies erscheint für die Übergangszeit 
bis zum Erlaß des Bundesbankgesetzes aus- 
reichend und zweckmäßig, um eine Koordi- 
nierung der Währungs- und Kreditpolitik der 
Notenbank mit der Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung zu gewährleisten. Anderer- 
seits wird dadurch vermieden, daß der künf- 
tigen Regelung im Bundesbankgesetz vorge- 
griffen wird. 

Da die Bundesregierung die Möglichkeit 
haben muß, die für die Durchführung ihrer 


Aufgaben erforderlichen Auskünfte von der 
Bank deutscher Länder zu . verlangen, wird 
das 'bisher der Alliierten Bankkommission ge- 
mäß Ziffer 7 zustehende Auskunftsrecht der 
Bundesregierung eingeräumt. 

Von einer Übertragung des der Alliierten 
Bankkommission gemäß Ziffer 28 b Satz 2 
zustehenden Prüfungsrechts auf die Bundesre- 
gierung wird abgesehen, da mit dem Erlaß des 
Gesetzes über die Verteilung des von der 
Bank deutscher Länder im Jahre 1950 erziel- 
ten Reingewinns der Bund an dem Gewinn 
beteiligt wird und dadurch nach den Bestim- 
mungen der Haushaltsordnung ein Prüfungs- 
redit des Bundesrechnungshofs ohnedies gege- 
ben ist. Außerdem hat die Bank deutscher 
Länder unabhängig davon, ob das Gesetz über 
die Gewinnverteilung erlassen wird, die Ver- 
pflichtung übernommen, sich der Prüfung 
durch den Bundesrechnungshof zu unter- 
werfen. 

Während die Anweisungen an die Landes - 
Zentralbanken und die für die Geschäftsfüh- 
rung der Bank erforderlichen Verwaltungs- 
vorschriften nach Ziffer 34 a der Genehmi- 
gung der Alliierten Bankkommission bedurf- 
ten, erscheint eine entsprechende Genehmigung 
durch die Bundesregierung entbehrlich. An- 
weisungen von allgemeiner bankpolitischer Be- 
deutung werden im Zentralbankrat in Gegen- 
wart der Vertreter der Bundesregierung be- 
handelt und außerdem der Bundesregierung 
durch Übersendung der Sitzungsprotokolle 
zur Kenntnis gebracht. Bei anderen Anwei- 
sungen, insbesondere bei banktechnischen An- 
ordnungen des Direktoriums, und bei Ver- 
waltungsvorschriftcn erscheint es nicht erfor- 
derlich, daß sie der Bundesregierung besonders 
mitgeteilt werden. Erforderlichenfalls kann 
die Bundesregierung auch von ihrem Aus- 
kunftsrecht Gebrauch machen. Dagegen er- 
scheint es notwendig, eine Änderung der 
Satzung gemäß Ziffer 34 a von der Zustim- 
mung der Bundesregierung abhängig zu ma- 
chen, da in der Satzung auch materielle Be- 
stimmungen getroffen werden können. 

Die Änderung und Aufhebung der Bestim- 
mung des BdL-Gesetzes hat eine Ermächti- 
gung durch die Besatzungsbehörden gemäß 
Absatz 7 (b) des revidierten Besatzungssta- 
tuts in Verbindung mit der Direktive Nr. 5 
Absatz 1 vom 6. März 1951 zur Voraus- 
setzung, 
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